
 
 

 

 

 
Bern, 22. Januar 2014 
 
 
Adressat/in: 
die Kantonsregierungen 
 
 
Änderung des Obligationenrechts (Firmenrecht) 
Eröffnung des Vernehmlassungsverfahrens 
 
Sehr geehrte Frauen Regierungsrätinnen 
Sehr geehrte Herren Regierungsräte  
 
Der Bundesrat hat am 22. Januar 2014 das EJPD beauftragt, bei den Kantonen, den 
politischen Parteien, den gesamtschweizerischen Dachverbänden der Gemeinden, 
Städte und Berggebiete, den gesamtschweizerischen Dachverbänden der Wirtschaft 
und den interessierten Kreisen ein Vernehmlassungsverfahren zur Änderung des 
Obligationenrechts (Firmenrecht) durchzuführen. 
 
Die Frist zur Vernehmlassung beträgt drei Monate und endet am 29. April 2014. 
 
Das Parlament hat in der Sommersession 2013 die inhaltsähnlichen Motionen Rime, 
Erleichterung der Unternehmensnachfolge, vom 18. September 2012 (12.3727) und 
Bischof, Modernisierung des Firmenrechts, vom 20. September 2012 (12.3769) 
überwiesen. Die beiden Motionäre bemängeln, dass die aktuellen Vorschriften für die 
Bildung von Firmen von Einzelunternehmen, Kollektiv-, Kommandit- und Komman-
ditaktiengesellschaften zu restriktiv seien und den Nachfolgeprozess behindern wür-
den. Wenn ein Unternehmen seine Firma einmal gewählt habe, sollte diese beibehal-
ten werden können, ungeachtet der Änderungen, die den Kreis der Gesellschafterin-
nen und Gesellschafter oder die Rechtsform betreffen.  
 
Das Firmenrecht blieb seit seinem Inkrafttreten vor rund hundert Jahren praktisch 
unverändert. Per 1. Januar 2008 wurden die Firmenbildungsvorschriften für Aktien-
gesellschaften, Gesellschaften mit beschränkter Haftung und Genossenschaften 
massgeblich vereinheitlicht und vereinfacht. In einem nächsten Schritt sollen nun 
auch die Vorschriften für Personengesellschaften und Kommanditaktiengesellschaf-
ten überarbeitet werden. Der Vorentwurf verfolgt daher vier Hauptziele: 
 

 Die einmal gewählte Firma soll auf unbestimmte Zeit weitergeführt werden 
können. Insbesondere sollen bei Personengesellschaften Gesellschafter-
wechsel ohne Änderung der Firma möglich sein und die Umwandlung in eine 
andere Rechtsform soll die Firma idealerweise nur noch beim Rechtsformzu-
satz tangieren. Der erarbeitete und gepflegte Wert einer Firma bleibt dadurch 
erhalten. 
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 Aus der Firma soll die jeweilige Rechtsform direkt erkennbar sein. Wenn sich 
jede Gesellschaft in der Firma als das bezeichnet, das sie ist, lassen sich Un-
klarheiten bezüglich der Erkennbarkeit als Firma bzw. Täuschungen über die 
Rechtsform vermeiden. 
 

 Bei der Firmenbildung sollen für alle Gesellschaften dieselben Vorschriften 
gelten, daraus resultiert ein weitestgehend rechtsformunabhängiges Firmen-
recht. Ausser bei Einzelunternehmen besteht die Firma aus einem frei zu bil-
denden Kern, der mit der entsprechenden Rechtsformangabe ergänzt wird. 
 

 Die Firmen von Personengesellschaften und Kommanditaktiengesellschaften 
müssen sich nach geltendem Recht nur von anderen Gesellschaften in dieser 
Form am gleichen Ort unterscheiden, währendem die Ausschliesslichkeit der 
Firma von Aktiengesellschaften, Gesellschaften mit beschränkter Haftung und 
Genossenschaften in der ganzen Schweiz gilt. Die Ausschliesslichkeit der 
Firma soll für alle Gesellschaften auf die ganze Schweiz ausgedehnt werden. 
Damit wird dem Umstand Rechnung getragen, dass sich der Wirkungskreis 
von vielen Gesellschaften nicht mehr nur auf die Sitzgemeinde beschränkt. 
 

In der Beilage unterbreiten wir Ihnen den Vorentwurf zur Änderung des Obligationen-
rechts (Firmenrecht) samt Erläuterungen zur Stellungnahme. Zusätzliche Exemplare 
der Vernehmlassungsunterlagen können über die Internetadresse 
http://www.admin.ch/ch/d/gg/pc/pendent.html bezogen werden. 
 
Nach Ablauf der Vernehmlassungsfrist werden die eingereichten Stellungnahmen im 
Internet veröffentlicht. Im Sinne des Behindertengleichstellungsgesetzes (BehiG; 
SR 151.3) sind wir bestrebt, barrierefreie Dokumente zu publizieren. Wir ersuchen 
Sie daher, die Stellungnahme wenn möglich elektronisch einzureichen (PDF- und 
Word-Version; Stichwort: Firmenrecht). 
 
Bitte richten Sie Ihre Stellungnahme an: Bundesamt für Justiz BJ, Eidg. Amt für das 
Handelsregister EHRA, Bundesrain 20, 3003 Bern, Email: ehra@bj.admin.ch.  
 
Für Ihre Bemühungen danken wir Ihnen im Voraus bestens. 
 
Mit freundlichen Grüssen  
 
 
 
Simonetta Sommaruga 
Bundesrätin 
 
  

http://www.admin.ch/ch/d/gg/pc/pendent.html
file:///C:/Users/U80797041/AppData/Local/Temp/fsc.client/dav/ehra@bj.admin.ch
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Beilagen: 
- Vernehmlassungsentwurf und erläuternder Bericht (d, f, i) 

ZH, LU, UR, SZ, OW, NW, GL, ZG, SO, BS, BL, SH, AR, AI, SG, AG, TG: d 
VD, NE, GE, JU: f 
BE, FR, VS: d, f 
GR: d, i 
TI: i 

- Liste der Vernehmlassungsadressaten (d, f, i) 
- Medienmitteilung (d, f, i) 


